
  

Das deutsche Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz  

Auswirkungen auf Unternehmen in Partnerländern und staatliche  
Unterstützungsangebote 

1. DAS LIEFERKETTENSORGFALTSPFLICHTEN-
GESETZ  

Das ab dem 01.01.2023 gültige deutsche Liefer-

kettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) soll die Ein-

haltung von Menschenrechten (u.a. des Verbots von 

Kinder- und Zwangsarbeit) und Umweltstandards 

(u.a. zum Umgang mit Quecksilber oder Abfällen) in 

globalen Lieferketten stärken (Gesetzestext auf eng-

lischer und deutscher Sprache). Unternehmen in 

Deutschland werden verpflichtet sogenannte Sorg-

faltspflichten zu erfüllen. Sie ermitteln, ob ihre Ge-

schäftstätigkeit zu Menschenrechtsverletzungen o-

der bestimmten Umweltrisiken führen kann. Mögli-

che Verletzungen müssen vorgebeugt, abgemildert 

bzw. beendet werden. Ein Beschwerdemechanis-

mus für potenziell Betroffene ist einzurichten.  

Das Gesetz schafft keine neuen Menschenrechte o-

der Umweltstandards, sondern dient dazu, die Ein-

haltung bestehender, internationaler Vereinbarun-

gen zu gewährleisten, um die Lebens- und Arbeitssi-

tuation der Menschen vor allem im globalen Süden 

sowie den Schutz bestimmter Umweltbelange zu 

verbessern.  

FÜR WEN GILT DAS GESETZ? 

Das Gesetz richtet sich an Unternehmen, die in 

Deutschland ansässig sind oder dort eine Zweignie-

derlassung haben: 

→ mit min. 3.000 in Deutschland beschäftigten Ar-

beitnehmer*innen (seit 2023) 

→ mit min. 1.000 in Deutschland beschäftigten Ar-

beitnehmer*innen (ab 2024)  

Im Folgenden werden die unter das Gesetz fallenden 

Unternehmen als „Abnehmer“ bezeichnet. 

Kleinere Unternehmen und ausländische Zulieferer 

fallen nicht unter das Gesetz und müssen daher 

nicht mit Kontrollen oder Bußgeldern durch die zu-

ständige Behörde, das Bundesamt für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle (BAFA) rechnen. Das Gesetz 

kann aber indirekte Auswirkungen auf die Geschäfts-

partner*innen der deutschen Abnehmer haben. 

WAS SIND DIE WICHTIGSTEN REGELUNGEN?  

Abnehmer müssen nachweisen, dass sie ihre unter-

nehmerischen Sorgfaltspflichten in angemessener 

Weise beachten, d.h. neben der Produktqualität 

müssen Abnehmer auch menschenrechtliche und 

umweltbezogene Vorgaben in der Lieferkette beach-

ten (angemessene Löhne, Arbeitsschutz, Zugang zu 

Trinkwasser usw.). Das bedeutet vor allem:  

Risikomanagement: Abnehmer müssen ein Manage-

mentsystem zur Einhaltung der Sorgfaltspflichten 

mit klaren Zuständigkeiten einrichten und in ihre 

operativen Prozesse integrieren. Dabei sind Maß-

nahmen in Geschäftsabläufe zu integrieren, die men-

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Internationales/act-corporate-due-diligence-obligations-supply-chains.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Internationales/act-corporate-due-diligence-obligations-supply-chains.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s2959.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s2959.pdf%27%5D__1656919229521
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schenrechtliche und umweltbezogene Risiken er-

kennen und Verletzungen vorbeugen, minimieren o-

der beenden.  

Risikoanalyse: Abnehmer ermitteln, ob ihr Handeln 

zu Verletzungen von Menschenrechten und Um-

weltstandards führen kann, sie bewerten und prio-

risieren diese Risiken in angemessener Weise.  

Maßnahmen: Es werden Präventions- und Abhilfe-

maßnahmen getroffen, um etwaige Verletzungen 

menschenrechtlicher und umweltbezogener Pflich-

ten in Lieferketten zu vermeiden, abzumildern oder 

zu beenden. Hierzu werden entsprechende Vorkeh-

rungen in Kooperation mit den Zulieferern getrof-

fen. Einkaufspraktiken müssen so gestaltet werden, 

dass festgestellte Risiken verhindert oder mini-

miert werden. Dies kann sich auf Lieferzeiten, Ein-

kaufspreise und die Dauer der Vertragsbeziehun-

gen auswirken. 

Beschwerdeverfahren: Abnehmer führen einen Be-

schwerdemechanismus ein, über den auf menschen-

rechtliche und umweltbezogene Risiken oder Ver-

letzungen in der Lieferkette hingewiesen werden 

kann. 

Berichte: Über die Erfüllung der Sorgfaltspflichten 

berichtet der Abnehmer einmal im Jahr öffentlich 

und gegenüber der zuständigen Kontrollbehörde in 

Deutschland. 

Reichweite: Sorgfaltspflichten beziehen sich immer 

auf den eigenen Geschäftsbereich und auf unmittel-

bare Zulieferer. Auf mittelbare Zulieferer erstrecken 

sie sich immer im Rahmen des Beschwerdeverfah-

rens sowie anlassbezogen, wenn der Abnehmer sub-

stantiierte Kenntnisse über Risiken von Verstößen 

hat. Dies ist der Fall, wenn tatsächliche Anhalts-

punkte vorliegen, die eine Pflichtverletzung möglich 

erscheinen lassen. Das können zum Beispiel eigene 

Erkenntnisse oder Berichte Dritter über Vorfälle 

von Kinder- oder Zwangsarbeit oder die Kontami-

nierung von Gewässern in der Produktionsregion 

sein. Die zu achtenden Menschenrechte und Um-

weltstandards sind im Gesetz aufgezählt und erge-

ben sich im Übrigen aus den internationalen Über-

einkommen, die im Anhang zum Gesetz aufgelistet 

sind.  

Rechte der Betroffenen: Betroffene von Menschen-

rechtsverletzungen können sich durch deutsche 

Nichtregierungsorganisationen sowie Gewerkschaf-

ten vor deutschen Gerichten vertreten lassen. Ange-

wandtes Recht ist für Menschenrechtsverletzungen 

grundsätzlich das Recht des Landes, in dem der 

Schaden eingetreten ist; bei Umweltschädigungen 

besteht ein Wahlrecht. Überdies besteht die Mög-

lichkeit bei der Kontrollbehörde, dem BAFA, auf 

mögliche Verletzungen hinzuweisen.  

Kontrolle: Die Kontrollbehörde überprüft die Einhal-

tung der Sorgfaltspflichten und kann im Falle von 

Verstößen u.a. empfindliche Zwangs- und Bußgelder 

verhängen. 

2. WAS KOMMT AUF AUSLÄNDISCHE UNTER-
NEHMEN ZU? 

Ausländische Zulieferer fallen nicht direkt unter das 

Gesetz. Wenn sie aber Vertragspartner von großen 

deutschen Unternehmen sind oder dies werden 

möchten, sollten sie sich darauf einstellen, dass die 

Abnehmer Informationen von ihnen anfordern, die 

mit der Einhaltung von Menschenrechten und Um-

weltstandards in der Lieferkette zusammenhängen. 

Sie werden von ihren Zulieferern die Einhaltung die-

ser Mindeststandards auch einfordern. Die Erfüllung 

der Sorgfaltspflichten allein durch vertragliche Zusi-

cherungen der Zulieferer ist jedoch nicht möglich.  

MÖGLICHE KONSEQUENZEN FÜR ZULIEFERER 

Information/Transparenz: Abnehmer fordern vom 

Zulieferer Informationen über Struktur, Akteure, 

Branchen und Risiken im Betrieb an (z.B. durch 

Übermittlung von Fragebögen).  

Auswahl eines unmittelbaren Zulieferers: Abnehmer 

werden verstärkt menschenrechtliche und umwelt-

bezogene Erwartungen berücksichtigen und in die 

Lieferantenbewertung aufnehmen  Lieferanten 

sollten bestrebt sein, ökologische und menschen-

rechtliche Standards einzuhalten. 

Vertragsklauseln: Vertragliche Zusicherungen über 

die Einhaltung der Menschenrechte und Umwelt-

standards im eigenen Betrieb und in der eigenen 

Lieferkette können eingeführt werden. Kontrollme-

chanismen können vertraglich festgeschrieben wer-

den. Evtl. werden Schulungen und Weiterbildungen 

im Rahmen der vertraglichen Zusicherung verein-

bart  Für die konkrete Ausgestaltung der Klauseln 

sollten sich Zulieferer im Vorfeld rechtlich beraten 

lassen.  

https://www.bafa.de/DE/Lieferketten/Beschwerde_einreichen/beschwerde_einreichen_node.html;jsessionid=7142B4479E7EEB4D5C7FA196BAEA3614.intranet672
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Kontrollmaßnahmen: Überprüfung der Einhaltung 

der Menschenrechtsstrategie bei dem Zulieferer, 

z.B. durch eigene Kontrollen vor Ort oder Audits von 

unabhängigen Dritten.  

Abhilfemaßnahmen: Wurden menschenrechtliche o-

der umweltbezogene Verletzungen beim unmittel-

baren Zulieferer festgestellt, wird der Abnehmer 

Maßnahmen ergreifen, um die Verletzung zu been-

den oder zu minimieren. 

Kooperativer Ansatz: Die Umsetzung liegt in der Ver-

antwortung des Abnehmers. Bei der Konzeption und 

Umsetzung der Abhilfemaßnahmen mit klarem Zeit-

plan sind Abnehmer aber oft auf die Zusammenar-

beit mit den Zulieferern, sowie der Einbeziehung der 

Betroffenen oder ihrer Interessensvertreter*innen 

angewiesen. Falls der Zulieferer den vereinbarten 

Anforderungen nicht nachkommt, kann das Konse-

quenzen für die Geschäftsbeziehung haben, z.B. 

→ Vertragsstrafen, 

→ Geschäftsbeziehung wird zeitweise ausgesetzt, 

→ Zuliefererunternehmen wird zeitweise von Verga-
belisten gestrichen. 

Befähigung vor Rückzug: Eine Verpflichtung zur Be-

endigung der Geschäftsbeziehung sieht das Gesetz 

nur unter strengen Voraussetzungen und als ultima 

ratio vor. Zweck des Gesetzes ist es gerade nicht, 

dass sich Unternehmen aus schwierigen Kontexten 

zurückziehen, denn hierdurch können weitere Risi-

ken entstehen. Deshalb sollte der Abnehmer zu-

nächst Anstrengungen unternehmen, um seine Zu-

lieferer zu befähigen. Die bloße Tatsache, dass ein 

Staat internationale Übereinkommen zu Menschen-

rechten oder Umweltbelange nicht ratifiziert hat, 

führt nicht zu einer Pflicht zum Abbruch der Ge-

schäftsbeziehungen zu Lieferanten aus diesem Land. 

Beschwerden: Zulieferer können zur Umsetzung ei-

nes wirksamen Beschwerdeverfahrens beitragen, 

indem sie z.B. ihre Arbeitnehmer*innen über den 

Mechanismus informieren und den Schutz von Hin-

weisgebenden in ihrem Unternehmen fördern. 

CHANCEN FÜR ZULIEFERER 

Fairness: Die Abnehmer müssen Einkaufspraktiken 

risikomindernd gestalten. Für Zulieferer bietet sich 

hier die Chance, angemessene Verkaufspreise, Lie-

ferzeiten und -konditionen zu verhandeln, sofern sie 

zur Verbesserung der Arbeits-, Umwelt und Sozial-

standards beitragen.  

Resilienz: Interne, fortlaufende Dokumentation über 

Geschäftsprozesse, Nachhaltigkeitsrisiken sowie be-

reits bestehende Richtlinien und Gegenmaßnahmen 

liefert Zulieferern wichtige Informationen über ei-

gene Risiken in der Lieferkette. 

Kundenbindung: Verbesserter Dialog mit den Abneh-

mern kann Glaubwürdigkeit und Vertrauen stärken. 

Wettbewerbsfähigkeit: Kontinuierliche Verbesse-

rung der menschenrechtlichen und umweltbezoge-

nen Sorgfaltsprozesse verbessert auch Stellung ge-

genüber bestehenden und potentiellen Kunden und 

stellt Unternehmen zukunftssicher auf. 

Effizienz: Kosteneinsparungen bspw. durch ein ver-

bessertes Abwasser- und Chemikalienmanagement. 

Produktionssteigerungen durch gesunde/zufrie-

dene Arbeitnehmer*innen (vgl. ILO Better Work 

Programme). 

HERAUSFORDERUNGEN FÜR ZULIEFERER 

Je nach Anzahl der Vertragspartner*innen, die unter 

das LkSG fallen, kann für Zulieferer viel Aufwand 

entstehen (Beschaffung und Weitergabe von Infor-

mationen, Identifizierung eigener Risiken, ggf. Um-

stellung vorhandener Praktiken und Prozesse etc.) 

Zusätzliche / neue Vertragsklauseln müssen ggf. 

rechtlich geprüft werden. Trotz Unterstützung 

durch Abnehmer können Zulieferern dabei Kosten 

entstehen. Es ist teilweise schwierig, Transparenz in 

der eigenen Lieferkette herzustellen und die ange-

forderten Informationen zu liefern.  

PRAKTISCHE HINWEISE FÜR ZULIEFERER 

Zulieferer sollten sich mit den Sorgfaltspflichten der 

Abnehmer vertraut machen und gezielt nachfragen, 

welcher konkrete Handlungsbedarf daraus resul-

tiert. 

Es ist von Vorteil, sich mit dem (neuen) Code of 

Conduct der Abnehmer und der eigenen Selbstaus-

kunft zu befassen und zu prüfen, ob die Anforderun-

gen erfüllt werden. 

Zu empfehlen sind die Ernennung und Schulung von 

Beauftragten, die als Kontaktperson für Geschäfts-

kunden zum Thema Umwelt und Menschenrechte 

dienen. 

Die Schulung von Mitarbeitenden und Führungs-

personal, um neue Verhaltenskodizes und Stan-
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dards zu befolgen, sollte nicht erst kurz vor einer Au-

ditierung, sondern unmittelbar bei Einführung von 

Risikomanagementsystemen erfolgen. 

Eine laufende Dokumentation der eigenen Pro-

zesse zur Einhaltung von Menschenrechten und Um-

weltstandards ist ratsam, um auf Informationsanfra-

gen der Abnehmer reagieren zu können. 

Zulieferer sollten bei Bedarf die Abnehmer um Un-

terstützung bei der Umsetzung der Anforderungen 

bitten, um die Verantwortung dafür zwischen Ab-

nehmern und Zulieferern angemessen zu verteilen. 

Regelmäßige Folgetrainings können zur aktiven In-

tegration in den Geschäftsalltag beitragen. 

Zulieferer sollten prüfen, welche Managementsys-

teme und Zertifizierungen bspw. zum Umwelt- 

und Arbeitsschutz bereits angewandt werden und 

welche künftig (ergänzend) genutzt werden können. 

Zulieferer sollten Risiken in ihrem Geschäftsbereich 

und in ihrer Lieferkette kennen.  Informationen 

können dann ggf. mit Auditor*innen abgeglichen 

werden. 

3. STAATLICHE UNTERSTÜTZUNG  

Viele Regierungen bieten Unternehmen und zivilge-

sellschaftlichen Organisationen zunehmend Unter-

stützung im Rahmen von Nationalen Aktionsplä-

nen an, um der Verantwortung für bessere Arbeits- 

und Umweltbedingungen in der Wirtschaft nachzu-

kommen – so z.B. Kenia, Kolumbien und Thailand. 

Deutschland engagiert sich ebenfalls für die Verbes-

serung der Menschenrechtslage und den Umwelt-

schutz in Partnerländern. Eine Vielzahl von Unter-

stützungsangeboten soll Unternehmen dabei helfen, 

ihre Lieferketten nachhaltiger zu gestalten und den 

Sorgfaltspflichten nachzukommen, u.a.:  

→ Information vor Ort: Die deutschen Botschaften 

richten Focal Points ein, die zu den gesetzlichen 

Vorgaben informieren und örtliche Unterstützungs-

netzwerke einrichten für die vor Ort tätigen deut-

schen Unternehmen und ihre Geschäftspartner*in-

nen. 

→ Beratung: Die deutschen Auslandshandelskam-

mern (AHKs) beraten Unternehmen in 93 Ländern 

zu allen Fragen des bilateralen Handels mit 

Deutschland, so z.B. auch zur Umsetzung der unter-

nehmerischen Sorgfaltspflichten. In die AHKs inte-

griert sind auch die meisten der weltweit 35 Busi-

ness Scouts for Development (BS4D), die Informati-

onen und Trainings für lokale Zulieferer anbieten. 

→ Das GIZ-Programm Initiative Globale Solidarität 

(IGS) unterstützt Unternehmen in Partnerländern 

und deutsche Abnehmer dabei, ihre Verantwor-

tung gerecht aufzuteilen und gemeinsam wahrzu-

nehmen, u.a. durch die Erstellung von fairen Ver-

tragsklauseln. 

→ Der ESG First Fund der KfW investiert in KMU aus 

Partnerländern. Zulieferer deutscher Unternehmen 

können sich auf eine Förderung bewerben, um ihr 

Nachhaltigkeitsmanagement zu verbessern. 

→ Der Helpdesk Wirtschaft & Menschenrechte fun-

giert als Anlaufstelle für deutsche Unternehmen, 

bietet Erst- und Verweisberatung zur Umsetzung 

menschenrechtlicher Sorgfaltsprozesse, Vorträge 

und Veranstaltungen sowie diverse (auch englisch-

sprachige) Online-Tools, wie den KMU Kompass an, 

die auch Unternehmen aus Drittstaaten zur Verfü-

gung gestellt werden. 

→ Multi-Akteurs-Partnerschaften (MAP): Die Bun-

desregierung unterstützt auch zahlreiche bran-

chenspezifische und -übergreifende MAP zur Ver-

besserung der Nachhaltigkeit in spezifischen Liefer-

ketten (Bündnis für nachhaltige Textilien, Forum 

Nachhaltiger Kakao, Branchendialoge mit der Auto-

mobilindustrie usw.). 

→ Bilaterale, globale und regionale Projekte der GIZ 

im Auftrag der Bundesregierung fördern die nach-

haltige Entwicklung in den Sektoren Textil, Agrar-

rohstoffe, mineralische Rohstoffe (z.B. FABRIC, 

PRO-PLANTEURS, MinSus). 

Eine ausführlichere Übersicht über die Anforderun-

gen des Gesetzes und die Unterstützungsmaßnah-

men findet sich im Informationsportal der Bundes-

regierung in deutscher und englischer Sprache so-

wie auf der Webseite des Bundesamts für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle. 

4. INTERNATIONALER TREND 

Wer mit vom LkSG betroffenen Unternehmen zu-

sammenarbeitet und dabei auf die Einhaltung der 

Sorgfaltspflichten im Sinne der VN-Leitprinzipien, 

der OECD Leitsätze und des LkSG achtet, ist auf künf-

https://www.bmz.de/de/themen/privatwirtschaft/kammern-und-verbaende/business-scouts-for-development-70214
https://www.bmz.de/de/themen/privatwirtschaft/kammern-und-verbaende/business-scouts-for-development-70214
https://www.giz.de/de/weltweit/104594.html
https://wirtschaft-entwicklung.de/wirtschaft-menschenrechte/
https://kompass.wirtschaft-entwicklung.de/
https://www.textilbuendnis.com/?
https://www.kakaoforum.de/
https://www.kakaoforum.de/
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/Branchendialoge/Automobilindustrie/automobilindustrie.html
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/Branchendialoge/Automobilindustrie/automobilindustrie.html
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/umsetzungshilfen.html
https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Umsetzungshilfen/umsetzungshilfen.html
https://www.bafa.de/DE/Lieferketten/Ueberblick/ueberblick_node.html
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tige internationale Trends besser vorbereitet. Ne-

ben diversen nationalen Vorschriften ist auch eine 

EU-Lieferkettenrichtlinie (Directive on Corporate 

Sustainability Due Diligence (CSDD)) in Verhand-

lung. Der Entwurf sieht vor, dass EU-Unternehmen 

ab einer bestimmten Größe und Unternehmen, die 

in erheblichem Umfang auf dem EU-Markt tätig sind, 

die Erfüllung menschenrechtlicher und umweltbe-

zogener Sorgfaltspflichten nachweisen müssen. 

Auch auf internationaler Ebene wird über ein ver-

bindliches Rahmenwerk diskutiert. Es empfiehlt 

sich daher für exportorientierte Unternehmen, sich 

frühzeitig auf die Erfüllung von Sorgfaltspflichten 

einzustellen.
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https://www.giz.de/de/weltweit/104594.html
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https://kompass.wirtschaft-entwicklung.de/
http://www.oecd.org/corporate/mne/1922428.pdf

